
 
Zweite Verordnung zur Änderung der 3. Schul-Corona-Verordnung 

 
vom 31. Mai 2021 

 
 
 
Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 07. Mai 2021 (BGBl. I S. 850) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 15 Absatz 5 der Corona-LVO M-V vom 23. April 2021 (GVOBl. M-V S. 381, 523), 
die zuletzt durch Artikel 1 und 2 der Verordnung vom 27. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 
694) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium: 
 

Artikel 1 
 
Die 3. Schul-Corona-Verordnung vom 12. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 541), welche 
zuletzt durch die Verordnung vom 21. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 592) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:  
 
1. § 2 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„Grundsätzlich hat jede Person, die sich in Schulgebäuden oder in und auf allen 
schulischen Anlagen aufhält, eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen.“ 
 
2. § 4 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„3. Schülerinnen und Schüler sowie schulzugehörige Personen, die sich im Freien 
aufhalten und wo immer möglich, den Mindestabstand von 1,5 Meter einhalten;“ 
 
3. § 6 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 6 
Schulische Veranstaltungen 

 
(1) Darf aufgrund einer behördlichen Verfügung Präsenzunterricht in der Schule nicht 
stattfinden, so ist die Unverzichtbarkeit einer schulischen Veranstaltung gemäß Teil 7 
SchulG M-V in Präsenz durch die zuständige Schulbehörde zu bestätigen. 
 
(2) Für die Durchführung von schulischen Veranstaltungen gemäß Teil 7 SchulG M-V 
in Präsenz, soweit diese Veranstaltungen sich auf öffentliche Schulen beziehen und 
diese in Schulen oder in und auf schulischen Anlagen stattfinden, gelten folgende 
Regelungen: 
 
1. Die Einhaltung des erforderlichen Mindestabstandes von 1,5 Meter zwischen 

Personen, ausgenommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und 
Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist durchgängig zu sichern. 

 
2. Für alle teilnehmenden Personen ist ein fester Sitzplatz vorzusehen. 

 



3. Für alle teilnehmenden Personen ist das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung 
Pflicht. Es gelten die Ausnahmen nach § 4 Nummer 1, 3 und 7. Von der Aufnahme 
von Nahrung und Flüssigkeiten ist soweit möglich abzusehen. Allen 
teilnehmenden Personen wird das Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske 
(zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) dringend empfohlen; für alle 
Lehrkräfte und alle an der Schule Beschäftigten gilt die dringende Empfehlung zum 
Tragen einer Atemschutzmaske. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung oder 
Maske ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Metern zulässig, 
solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das 
Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. 

 
4. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die 

mindestens die folgenden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, 
vollständige Anschrift, Telefonnummer sowie Datum und Uhrzeit. Die 
Anwesenheitsliste ist vom Veranstalter oder der Veranstalterin für die Dauer von 
vier Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der zuständigen 
Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 
Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen 
vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen 
zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, 
weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der 
Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die 
Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die 
personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere 
Veranstaltungsteilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der 
Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich 
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die sich in die 
Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und 
wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur 
Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten 
vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten 
(Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern 
oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Veranstaltung 
auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung 
soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. 
Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen. 
 

5. Die anwesenden Personen sind in geeigneter Weise (zum Beispiel durch 
Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass deren Teilnahme an 
der Veranstaltung ausgeschlossen ist, wenn sie Symptome aufweisen, die auf eine 
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert Koch-Instituts hinweisen. Das gilt nicht, wenn das Ergebnis einer bei diesen 
Personen vorgenommenen molekularbiologischen Testung auf das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, die höchstens 48 Stunden vor 
der Veranstaltung vorgenommen worden ist, negativ ausfällt. 

 
6. Speisen und Getränke dürfen nicht angeboten werden. 

 
7. Die Teilnahme an Veranstaltungen gemäß Teil 7 des Schulgesetzes ist nur für 

Personen zulässig, die ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a der Corona- LVO 
M-V durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-



2 vorlegen. Die Vorgabe nach Satz 1 gilt für geimpfte und genesene Personen 
gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als 
erfüllt. Personen, die der Teststrategie an den Schulen (Einführung einer 
Testpflicht durch das Infektionsschutzgesetz) unterfallen, ist ebenfalls der Zutritt 
zu gewähren. 

 
(3) Schulische Veranstaltungen, die durch die Schulleitung oder eine von dieser 
autorisierten Person, die der Schule angehört, innerhalb oder außerhalb des 
Schulgeländes organisiert und durchführt werden, unterliegen lediglich einer 
Anzeigepflicht bei der zuständigen Gesundheitsbehörde, soweit die Auflagen gemäß 
Absatz 4 eingehalten werden. Die Regelungen der Corona-LVO M-V in der jeweilig 
geltenden Fassung sind zu beachten. Das Tanzen und der Ausschank von Alkohol 
sind verboten. Alle anderen Veranstaltungen, die nicht durch die Schulleitung oder 
eine von dieser autorisierten Person, die der Schule angehört, organisiert werden, sind 
als private Veranstaltungen einzustufen und unterliegen den Regelungen der Corona-
LVO M-V in der jeweilig geltenden Fassung, insbesondere einem 
Genehmigungsvorbehalt der jeweiligen Gesundheitsbehörde.  
 
(4) Die Schulen können unter Berücksichtigung der örtlichen und personellen 
Gegebenheiten und unter Einhaltung der einschlägigen Hygieneregeln für die 
Zeugnisausgabe und die Schulentlassungen, soweit es sich um schulische 
Veranstaltungen gemäß Absatz 3 Satz 1 handelt, bis zu 250 Personen im Freien und 
100 Personen in den Gebäuden zur Veranstaltung zulassen, soweit diese ein 
negatives Ergebnis einer gemäß § 1a der Corona-LVO M-V durchgeführten Testung 
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen. Die Vorgabe nach 
Satz 1 gilt für geimpfte und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-
Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt. Personen, die der Teststrategie 
an den Schulen (Erfüllung einer Testpflicht durch das Infektionsschutzgesetz) 
unterfallen, ist ebenfalls der Zutritt zu gewähren. Der Abstand zwischen den 
verpflichtend zur Verfügung zu stellenden Sitzplätzen muss den Mindestabstand von 
1,5 Meter einhalten, ausgenommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und 
Begleitpersonen Pflegebedürftiger. Alternativ kann der Abstand zwischen den 
Sitzplätzen auf jeweils einen Sitzplatz Abstand reduziert werden (sogenanntes 
Schachbrettschema). In Bezug auf die Pflicht eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen, 
wird auf §§ 2 und 4 verwiesen. 
 
(5) Wird in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt die Zahl von 35 Neuinfektionen 
mit SARS-CoV-2 der letzten sieben Tage je 100.000 Einwohner an mindestens 
vierzehn aufeinanderfolgenden Tagen unterschritten, können die Landkreise oder 
kreisfreien Städte in Bezug auf die vorgenannten Veranstaltungen weitere 
Öffnungsschritte zulassen; die Allgemeinverfügungen sind dem Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit anzuzeigen und es ist das Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur herzustellen.“ 
 
4. In § 10 wird die Angabe „18. Juni 2021“ durch die Angabe „29. Juni 2021“ ersetzt.  
 

Artikel 2 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  
 
 



Schwerin, den 31. Mai 2021  
 

 
 

Die Ministerin für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur 

Bettina Martin 


